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Wie viel Strom verbraucht ein
Windrad?

Die Energiewende verändert Natur und Landschaft, verteilt Milliarden
um und verheißt Rettung vor dem Klimawandel. Doch ein Blick auf das

bislang Erreichte ernüchtert: Die zentralen Versprechungen der
Ökostrom-Revolution wurden noch nicht eingelöst. Die Politik ist ratlos.

Eine Zwischenbilanz



Von Daniel Wetzel

Ändreas Kuhlmann kann sich noch gut an die
Zeit erinnern, als die Großen der Kraftwerks-
branche, die Strombarone und Atomlobbyisten
beim ihm ein- und ausgingen. Man trug Anzug
und Krawatte, ließ vielleicht im "Konferenz-
raum Ulrich Hartmann" bei Kaffee und Plätz-
chen eine Powerpoint-Präsentation über sich er-
gehen, sprach Deutsch und rechnete in !'1ega-
watt. So war sie, die Welt der alten Energiewirt-
schaft, als Kuhlmann noch Chefstratege und po-
litischer Leiter des Bundesverbands der deut-
schen Energie- und Wasserwirtschaft war.
Jetzt steht "der Andreas" in Jeans und offe-

nem Hemd an einem Tisch aus Holzpaletten,
nippt an seinem Flaschenbier und duzt alle um
sich rum. "Der letije Enabler hat ja einen super Eie-
vator-Piteh hingeieg0 aber ohne Bloekehain sehe ich da
keine scalability. " So in etwa klingt es, wenn Kuhl-
mann heute über die Energiewende spricht.

Es geht immer noch um Energie. Aber die
Leute sind jünger, die Location ist cooler gewor-
den. Frauen in T-Shirts, Jeans und Badelatschen,
Männer im Swagger-Look mit Hipsterbärten
reden über die technische Revolution der Ener-
gieversorgung. Man trifft sich in einem alten
Kraftwerk, dessen Maschinenraum zur Bar
umgebaut wurde. Oder in einem herunterge-
kommenen DDR-Plattenbau hinter dem Berli-
ner Schlossplatz, im Loft eines Tech-Accelera-
tors. Kisten mit Bier und Club Mate stehen auf
den Fetzenteppichen herum, es gibt Pizza und
Brezeln und man plaudert mit finnischen Start-
ups über das letzte Hackathon in Los Angeles.

Kuhlmann ist inzwischen Chef der halbstaat-
lichen Deutschen Energie-Agentur, kurz Dena.
Das Gelingen der Energiewende ist sein zentra-
les Anliegen. Die Leute, mit denen er spricht,
sind nicht mehr die Granden der Kohlekraft und
auch nicht mehr die im Kampf um Subventio-
nen ergrauten Honoratioren der Wind- und So-
larbranche. Vor dem Andreas steht eine dritte

Generation: junge Energiewirte, Informations-
techniker und Ingenieure, die jetzt den ökologi-
schen Umbau der Stromversorgung wuppen sol-
len.

Nicht nur Dena-Chef Kuhlmann, fast alle
großen Lobbyverbände der Energiewirtschaf:,
Unternehmen, Beratungsgesellschaften und Mi-
nisterien umgarnen derzeit die jungen Technik-
Könner. Ständig werden Hightech-Jünger frisch
von der Uni weg zu Pitches, Panels, Challenges
und Workshops eingeladen. Die Stars der jungen
Energie-Szene inszenieren ihre Auftritte wie
einst Apple-Chef Steve Jobs. "Yeah! WOtv! Yee-
haa!' ertönt es im Publikum, wenn "Sonnen"-
Manager Philipp Sehroder die neue Solarstrom-
Batterie seines Unternehmens im Berliner E-
Werk präsentiert. Wie bei einem Popkonzert
brandet Spontanapplaus auf.

Einerseits ist die Jagd nach Computer-Spezia-
listen von der Erkenntnis getrieben, dass die
Energiewelt von morgen unbedingt "smart" sein
wird und ohne Digitalisierung undenkbar ist.
Doch das ist nur die eine Seite der Medaille.

Die andere Seite ist, dass die Planer und Ar-
chitekten der Energiewende nicht mehr weiter-
wissen. Man schaut auf die Zahlen und sieht,
dass die Rechnung nicht aufgeht. Die
Öko strom-Revolution hat Deutschland im Kli-
maschutz bislang nicht weitergebracht. Die Kos-
ten steigen, Zielmarken werden verfehlt. Auch
deshalb werden die Start-ups so umlagert: Junge
Leute, die "irgendwas mit Computern machen"
sollen jetzt das technische Wunder liefern, mit
dem sich ein Scheitern der Energiewende noch
verhindern ließe. Dena-Chef Kuhlmann formu-
liert es positiv: "Den Start-ups kommt in der neuen
Energieuel: eine S chlüsseiposition Zu." Ohne die ''fri-
schen und mutigen Ideen junger Start-ups werden Ener-
gienende und Klimaschutz nieht gelingen."

Diese Bestandsaufnahme überrascht. Welt-
weit boomen die erneuerbaren Energien. Die
Kosten für die Produktion von Ökostrom sind
rasant gefallen. "Erneuerbare Energien werden zum
ersten Mal in der Geschichte überall auf der Weit billiger
als jede andere Form von Energie", sagt der wohl
beste Kenner der globalen Öko strom-Szene, Mi-
chael Liebreich, Chef und Gründer der Agentur
Bloomberg New Energy Finance. Weltweit wur-
den vergangenes Jahr 287 Milliarden US-Dollar



in Öko strom-Anlagen investiert, mehr als in jede
andere Kraftwerkstechnik. Und ausgerechnet im
grünen Musterland Deutschland gibt es nun
Zweifel am Gelingen der Energiewende?

Tatsächlich scheint sich in der Heimat der
Öko strom-Revolution eine neue Sicht der Dinge
breit zu machen. Noch vor ein paar Jahren galt
die Energiewende als praktisch kostenloser

t
Selbstläufer, dessen Erfolg nur von der Kohle-
und Atomlobby blockiert wurde. Heute sind
Deutschlands Energiekonzerne zerschlagen und
zu Übernahmekandidaten geworden. Die Hälfte
der Atomkraftwerke ist abgeschaltet. Doch ob-
wohl die bösen Bremser weg sind, geht der
Energiewende die Luft aus. Wie kann das sein?

Etwas hilflos schieben Ökostrom-Protagonis-
ten wie die Abteilungsleiterin am Deutschen
Institut für Wirtschaftsforschung, Claudia Kem-
fert, die Schuld auf ein mysteriöses "fossiles Im-
perium", das da angeblich noch irgendwo im
Verborgenen wirkt, dem aber auch Kemfert so
recht keine Namen mehr zuordnen kann.
Auch die Chefs führender Wirtschaftsfor-

schungsinstitute sprechen immer schonungslo-
ser von "Deutschlands teurem Energie-Irrweg"
oder der "Energiewende ins Nichts" - und bele-
gen ihr Urteil mit detaillierten Studien. In den
Bundesländern treten die neuen Regierungskoa-
litionen beim Windkraftausbau bereits auf die
Bremse, obwohl nach Meinung von Klimaschüt-
zern das Tempo eigentlich mehr als verdoppelt
werden müsste. Der "Berliner Kreis der Union"
fordert die Abschaffung des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes, weil es "kontraproduktiv" sei und
seine Folgen international "abschreckend" wirk-
ten. Selbst SPD-Minister schließen sich dieser
Forderung an und bekommen dafür Applaus
von der FD P. "Die Energiewende verliert an Zauber",
konstatieren die externen Beobachter der
"Neuen Zürcher Zeitung". Die Schweizer Jour-
nalisten stellen in Deutschland eine "von Illusio-
nen und Mythen geprägte Diskussion" fest: "Die
Eifolgsmeldungen wirken wie Durchhalteparolen. "

Zweifel, Verzagtheit, Ernüchterung aller
Orten. Was ist da eigentlich los? Abgesehen von
den stereotypen Klimaschutz-Bekenntnissen
zum G-20-Gipfel war vonseiten der Politik in
Sachen Energiewende zuletzt nicht mehr viel zu
hören. Kurz vor der Bundestagswahl ist in der

Energiepolitik eine Ruhe eingekehrt, die sich
auch als Erschöpfung deuten lässt. Das ist der
richtige Zeitpunkt für eine Bestandsaufnahme.
Eine Zwischenbilanz, die nicht auf Ideologie
und Wunschdenken, sondern auf Statistik be-
ruht, macht deutlich, woher die fundamentalen
Zweifel an der Erfolgsgeschichte Energiewende
kommen.

1. Die Energiewende hält
ihr Versprechen nicht

Der Beginn der Energiewende lässt sich am
ehesten am Inkrafttreten des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes (EEG) im Jahre 2000 festmachen.
Netzbetreiber wurden durch das Gesetz ge-
zwungen, Ökostrom unabhängig von jeder
Nachfrage zu staatlich festgesetzten Tarifen auf-
zukaufen und mit Vorrang in die Leitungen ein-
zuspeisen. Die Differenz zum eigentlichen Wert
des Stroms, der an der Strombörse EEX nach
Angebot und Nachfrage ermittelt wird, wälzen
die Netzbetreiber seither als "EEG-Umlage" auf
die Stromrechnung der Verbraucher ab. Diese
Beihilfe beträgt heute rund 25 Milliarden Euro
jährlich und belastet jeden Bürger mit mehr als
300 Euro pro Jahr. Insgesamt wurden schon
mehr als 150 Milliarden Euro an die Ökostromer
ausgeschüttet. Die Gesamtkosten der Energie-
wende steigen auf 520 Milliarden Euro bis zum
Jahre 2025.
Ziel dieser Finanzspritze: Der Ökostrom sollte

fossile Kraftwerke aus dem Markt drängen und
so dem Klimaschutz dienen. Zweitens sollte er
Atomkraftwerke überflüssig machen. Das erste
Ziel wurde verfehlt. Ob das zweite Ziel erreicht
wurde, ist Auslegungssache. Tatsächlich sind die
Kohlendioxid-Emissionen des Stromsektors seit
1995 nicht gesunken. Die Grundidee der Ener-
giewende, dass der Einspeisevorrang von
Ökostrom schmutzige Energien verdrängen
würde hat sich als falsch erwiesen. Aus dem,
Markt gedrängt wurden nicht Stein- und Braun-
kohlekraftwerke, sondern die relativ sauberen
Gaskraftwerke.
Auch die Gesamtemissionen Deutschlands be-

legen keine Fortschritte im Klimaschutz. Zwar
ging der Ausstoß der Kohlendioxid-Emissionen
seit 1990 kurzzeitig zurück.
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Allerdings ist der Effekt fast nur auf den Zu-

sammenbruch der Industrie in den neuen Bun-
desländern zurückzuführen. Eine weitere, kleine
Reduktion zeigte sich danach nur noch 2008,
doch auch dies war nur der Weltfinanz- und
Wirtschaftskrise geschuldet. Seitdem diese Ef-
fekte ausgelaufen sind, gibt es keinerlei Fort-

Nach der Argumentation von Energiewende-
Befürwortern ist es durch den Aufbau einer
Öko strom-Industrie allerdings gelungen, Atom-
strom zu ersetzen. Betrachtet man Jahresdurch-
schnittswerte, ist das zutreffend: Die acht ver-
bliebenen Kernkraftwerke produzierten zuletzt
rund 85 Milliarden Kilowattstunden. Erneuer-

schritt mehr. bare Energien lieferten mehr als doppelt so viel.
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Seit neun Jahren gelingt es Deutschland nicht,
die CO2- Emissionen zu senken. Der Bau von
27.000 Windenergieanlagen und 1,6 Millionen
Solaranlagen sowie die Förderzusagen über eine
halbe Billion Euro haben Deutschland im Kli-
maschutz nicht vorangebracht. Die Macher der
Energiewende haben nicht geliefert.
Gemessen an dem Anspruch des klimapoliti-

schen Vorreiters eine blamable Bilanz. "Haltet
keine Reden darüber, wiegut ihr vorankommt, wenn ihr
es tatsächlichnicht tut." Das mussten sich die Euro-
päer und insbesondere Deutschland im April
ausgerechnet von Rick Perry, Energieminister
der Trump-Regierung, vorhalten lassen. Die
USA konnten sinkende Emissionen vorweisen,
die Deutschen nicht.

rig. Denn produziert wird wetterabhängig, oft an
jeder realen Nachfrage vorbei. Da die ge-
samte deutsche Öko strom-Produktion in Zeiten
einer winterlichen "Dunkelflaute" wochenlang
auf Werte nahe Null fällt, hätten die erneuerba-
ren Energien de facto noch kein einziges steuer-
bares Kraftwerk überflüssig gemacht. Die Ab-
schaltung der Atomkraftwerke war nur möglich,
weil bestehende Überkapazitäten an Kohle- und
Gaskraftwerken die Grundversorgung überneh-
men konnten.

2. Unzähmbarer
Flatterstrom

Längst ist fraglich, ob sich die Energieversor-
gung der Volkswirtschaft auf wetterabhängigen
Solar- und Windstrom aufbauen lässt, wie dies
der "Klimaschutzplan 2050" der Bundesregie-
rung vorsieht. Zuletzt sind die Zweifel daran
noch gewachsen. So basierte der bisherige Wind-
kraftausbau auf der Erwartung, dass sich die
schwankende Stromproduktion europaweit
schon verstetigt und ausgleicht, wenn nur genü-
gend Turbinen errichtet werden. "Irgendwowehtja
immer Wind', lautete das Argument.
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Der technische Verband der Kraftwerksbe-
treiber, VGB Power Tech, hat die Windstrom-
Produktion des vergangenen Jahres in 18 euro-
päischen Ländern untersucht. Obwohl in den
Ländern eine gewaltige Windkraftleistung von
150.000 Megawatt installiert ist, sank die Pro-
duktion zeitweise auf ein Minimum von 6500
Megawatt ab, also nur vier Prozent der N ennleis-

!' tung. "Windleistung tragt damit praktisch nicht zur
Versorgungssicherheit bei und erfordert 100 Prozent
Back-up-Systeme nach heutigem Stand der Technik",
lautet das Fazit der VGB-Ingenieure.

Netzbetreiber warnen, dass es immer weniger
solcher Reservekraftwerke gibt. Während einer
zweiwöchigen "kalten Dunkelflaute" im Januar
konnte die Stromversorgung in Westeuropa nur
gesichert werden, weil praktisch jedes verfügbare
Kohle-, ÖI- und Gaskraftwerk ans Netz ging,
um den Ausfall der Öko strom-Produktion zu
kompensieren. "Wir waren am Limit", gab Klaus
Kleinekorte, der technische Leiter des Übertra-
gungsnetzbetreibers Amprion, zu Protokoll: "Es
haben nur wenigeTropfengifehl0 und eswdrezum Über-
laufengekommen, das heifit Blackout."

Die Aussicht, dass trotz des Ökostrom-Aus-
baus die gesamte heutige Kraftwerksleistung in
irgendeiner Form eigentlich stehen bleiben
muss, war nicht das, was man der Öffentlichkeit
zu Beginn der Energiewende versprochen hatte.
Doch inzwischen wird diese Notwendigkeit so-
gar von Greenpeace zugegeben. Die Umwelt-
schützer bestätigen die Ergebnisse des Kraft-
werksverbands VGB: "Ein europaischerAusgleichs-
iffekt", geben dieAutoren derjüngsten Greenpeace-Stu-
die Zu, "existiert nur sehr bedingt." Noch vor zwei
Jahren hatte die Umweltschutzinitiative in ihrer
Studie "Der Plan. Energiekonzept für Deutsch-
land" vorgerechnet, dass nach 2020 nur relativ
wenige Gaskraftwerke mit 15 Gigawatt als Back-

up nötig sein würden. "Der Plan" wurde unter
den Anhängern der Ökobewegung als Beweis
dafür gewertet, dass ein vorgezogener Kohleaus-
stieg machbar sei.
Heute jedoch zeichnet Greenpeace ein anderes

Bild. Die beauftragte Gutachterfirma "Energy
Brainpool" rechnete in der Studie "Kalte Dun-
kelflaute" vor, dass 2050 optimalerweise 67 Gi-
gawatt Gaskraftwerke nötig sein werden, also
gut viermal mehr, als in der letzten Greenpeace-
Studie behauptet. Zusätzlich brauche es noch 47
Gigawatt "Elektrolyseure" - eine bislang kaum
verbreitete Anlagenart, die Ökostrom dazu
nutzt, um Wasserstoff und andere klimaneutrale
Gase synthetisch herzustellen. Bei einer Vollver-
sorgung mit Ökostrom im Jahr 2050 sind damit
auch nach Greenpeace-Rechnung also Back-up-
Kapazitäten nötig, die mit 114 Gigawatt höher
sind als die gesamte Spitzennachfrage nach
Strom heute, die bei 85 Gigawatt liegt. Unklar ist,
wie diese gewaltigen Reserven für ihren Einsatz
an wenigen Wochen im Jahr betriebsbereit ge-
halten werden sollen.

3. Keine Speicher, nirgends
Die Dunkelflauten sind nicht das einzige

Problem. Ebenso schwierig ist es, den schwan-
kenden Solar- und Windstrom stets mit einer
ebenfalls schwankenden Stromnachfrage zu syn-
chronisieren. Energiewende-Planer weisen diese
Aufgabe Stromspeichern zu. Pumpspeicher oder
Batterien sollen die temporären Ökostrom-
Überschüsse aufnehmen und bei Windstille und
Dunkelheit zurück ins Netz speisen. Doch die
Hoffnung, dass sich Energiemengen in dieser
Größenordnung "abpuffern" lassen, zerstört
eine neu aufgelegte Studie des Ökonomen Hans-
Werner Sinn. Nach seinen Berechnungen
bräuchte man dafür Anlagen in unvorstellbaren
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Größenordnungen. Denn die einzigen groß-
technischen Anlagen, die nennenswerte Mengen
Elektrizität über längere Zeiträume aufbewahren
können, sind Pumpspeicherkraftwerke. Nach
Sinns Berechnungen bräuchte Deutschland ab
einem Anteil von 50 Prozent Solar- und Wind-
strom Speicherkapazitäten für 22,1 Terawatt-
stunden Elektrizität, um die Flatterhaftigkeit des

t' Ökostroms für die reibungslosen Versorgung zu
glätten. Das entspreche einer Menge von 20.517
Pumpspeicherkraftwerken durchschnittlicher
Größe. Das ist 491-mal mehr als die theoretische
Maximalzahl für Deutschland, wie sie von der
EU-Kommission im "eStorage"-Projekt ermit-
telte wurde. Heute verfügt Deutschland lediglich
über 35 Pumpspeicherkraftwerke, der Bau wei-
terer Stauseen wird von Natur- und Waldschüt-
zern vehement bekämpft.

Wenn neben den Pumpspeichern auch noch
Reservekraftwerke vorgehalten werden, um den
schwankenden Wind- und Solarstrom auszu-
gleichen, sinkt das notwendige Speichervolumen
zwar deutlich auf 2,1 Terawattstunden. Doch im
Vergleich zu den 0,038 Terawattstunden, die von
den heute existierenden Pumpspeichern zur
Verfügung gestellt werden, ist dies immer noch
ein unerreichbar hoher Wert, der um das 47-Fa-
che über der von der EU-Kommission ange-
nommenen Maximalzahl für Deutschland liegt.

Andere Speicherarten, die Sinn ebenfalls ana-
lysiert, helfen offenbar ebenfalls nicht weiter.
Die oft propagierte Idee, die Batterien von Mil-
lionen von Elektroautos dafür zu nutzen, Wind-
und Solarschwankungen im Stromnetz auszu-
gleichen, weist Sinn wegen der "winzigen Kapa-
zität" der Auto-Batterien zurück. Um die
schwankende Stromproduktion und Nachfrage
eines Jahres abzupuffern, brauche man 125 Mil-
lionen Tesla-Fahrzeuge oder 600 Millionen
BMWi3.
Vor dem Hintergrund, dass in Deutschland

überhaupt nur 45 Millionen Pkw auf der Straße
sind und die Kaufzuschüsse der Bundesregie-
rung bei Autokäufern bislang nicht anschlagen,
seien Vorhaben dieser Art im Urteil Sinns also
"ambitioniert, um das Mindeste Zu sagen".

4. Erst drei Prozent
geschafft

Schwierigkeiten dieser Art haben die Bundes-
regierung nicht daran gehindert, die eigenen
Ziele noch weiter zu stecken: Jetzt soll nicht nur
die Elektrizitätsversorgung auf Grünstrom um-
gestellt werden, sondern auch der gesamte Ver-
kehr, die Heizungen und Industrieprozesse. Spä-
testens seit dem Weltklimagipfel von Paris reift
nun die Erkenntnis, dass die Energiewende un-
geachtet der bisher aufgelaufenen Kosten und
Schwierigkeiten noch nicht einmal richtig be-
gonnen hat.
Denn der Elektrizitätssektor macht nur em

Fünftel des gesamten deutschen Primärenergie-
verbrauchs aus. Anders formuliert: Wenn alle
Kohle-, Gas- und Atomkraftwerke eines Tages
weg sind und endlich eine Ökostrom-Quote von
100 Prozent erreicht ist, haben wir erst zwanzig
Prozent der Energiewende geschafft und 80 Pro-
zent des Weges noch vor uns.

Dabei ist "Sektorkopplung" von Verkehr und
Heizwärme auf Basis von Solar- und Windstrom
der Kern des "Klimaschutzplans 2050" der Bun-
desregierung, mit dem die vollständige Dekarbo-
nisierung der Volkswirtschaft bis zur Jahrhun-
dertmitte erreicht werden soll. Doch mit der
Wende in Verkehr und Heizungsbereich, stellt
Patrick Graichen, Direktor der Denkfabrik
Agora Energiewende fest, "stehen wir nochganz am
Anfang".
Am gesamten Energieverbrauch Deutschlands

haben erneuerbare Energien bis dato erst einen
Anteil von 12,6 Prozent. Und die Hälfte hiervon
wird wiederum von Energie aus Biomasse ge-
stellt, die etwa in Form von E5 oder El0 den
Kraftstoffen beigemischt wird. Da die Bundes-
regierung den stärkeren Ausbau von Bioenergien
aus ökologischen Gründen ablehnt, bleiben al-
lein Wind- und Solarstrom als Technik-Optio-
nen übrig, alle anderen Grünstrom-Quellen
fallen statistisch praktisch nicht ins Gewicht.
Im vergangenen Jahr hatte die Windenergie

aber erst einen Anteil von 2,1 Prozent an der De-
ckung des deutschen Primärenergiebedarfs, die
Solarstrom-Anlagen sogar nur von einem Pro-
zent. In einem Diagramm der großen Primär-
energielieferanten Deutschlands stellen Wind-
und Solarkraft damit haarfeine Linien dar, die



unter den dicken Balken der Energieträger
Kohle, Öl und Gas kaum zu sehen sind. Mit dem
landschaftsverändernden Bau von 27.000 Wind-
rädern und 1,6 Millionen Solaranlagen wurde
erst 3,1 Prozent des deutschen Primärenergie-
Bedarfs ökologisiert.

Primärenergieverbrauch
in Deutschland
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Dass die Bundesregierung ausgehend von
diesem niedrigen Wert in den nächsten 30 Jahren
eine "All-Electric Society" aufbauen will, er-
scheint völlig unrealistisch. Die Hoffnung der
Energiewende- Planer liegt darin, dass sich der
Primärenergiebedarf mit der Stilllegung von
Kohlekraftwerken und der Einführung von
Elektroautos praktisch von allein verringern
wird. Denn wenn Wind- und Solarstrom direkt
im Elektromotor genutzt werden, fallen die Um-
wandlungsverluste weg, die sonst beim Verbren-
nen von Benzin im Motor oder von Kohle und
Gas im Kraftwerk entstanden wären. Der eigent-
liche Endenergieverbrauch Deutschlands fällt
damit geringer aus.

Dennoch bleibt die Herausforderung gewal-
tig. Denn nach den Regierungsplänen müssen
auch synthetische Kraftstoffe in Elektrolyse-An-
lagen produziert werden. Wasser soll unter Ein-
satz von Ökostrom in seine Bestandteile Wasser-
stoff und Sauerstoff aufgespalten werden. Der
Wasserstoff kann unter Zugabe von CO2 dann
in Methan, also synthetisches Erdgas umgewan-
delt werden, auch klimaneutrale Flüssigbrenn-
stoffe lassen sich so herstellen. Die Power-tc-
Gas- und Power-to-Liquid-Anlagen werden ge-
braucht, um etwa die Emissionen des Luftver-
kehrs zu senken, Teile des Schwerlastverkehrs zu
betreiben sowie Reservekraftwerke zu befeuern.
Die Umwandlungsverluste sind bei diesen Anla-
gen gewaltig - und treiben den Bedarf an End-
energie wieder in die Höhe.

So ist in den Studien zum "Klimaschutzplan
2050" die Rede von einem Ökostrom-Bedarf
von über 3000 Terawattstunden. Im vergange-
nenJahr lag die deutsche Ökostrom-Produktion
aber erst bei 190 Terawattstunden. Nötig wäre
also nicht nur eine Verdopplung oder Verdreifa-
chung der deutschen Ökostrom-Produktion,
sondern eine Verfünfzehnfachung. "So viel erneu-
erbare Energien", gibt Rainer Baake, der Chefstra-
tege der Energiewende im Bundeswirtschaftsmi-
nisterium zu, "kiinnen wir gar nicht produvieren."
Deshalb hat der Staatssekretär das neue Motto
"Efficiency First" ausgerufen. Es bleibt ange-
sichts der bescheidenen Fortschritte in diesem
Bereich allerdings unklar, woher eine so gewal-
tige Effizienzrevolution plötzlich kommen soll.

5. Gigantischer
Flächen verbrauch

Selbst wenn die Hälfte des deutschen Ener-
giebedarfs bis 2050 weggespart werden könnte,
wie dies etwa die Denkfabrik Agora Energie-
wende erwartet, bleibt unklar, woher der gewal-
tige Rest an Ökoenergie kommen soll.

Der frühere Hamburger Umweltsenator und
Öko-strom-Manager Fritz Vahrenholt, der heute
die Deutsche Wild tier Stiftung leitet, schätzt,
dass in Deutschland mindestens 50.000 Stand-
orte für Windenergieanlagen nötig wären, um die
dem Klimaschutzplan zugrunde liegenden Ka-
pazitäten zu erreichen,

Teilt man die Fläche Deutschlands von rund
357.000 Quadratkilometern durch 50.000 erge-
ben sich 7,14 Quadratkilometer pro Windkraft-
anlage. Die Kantenlänge dieses Quadrats und
damit der Abstand zwischen zwei Anlagen ist die
Wurzel aus 7,14, rechnet Vahrenholt vor:
"Im Ergebnis würde also deutschlandweit im Durch-
schnitt alle 2,6 Kilometer eine Windkraftanlage von der
Höhe des Kölner Doms stehen - wobei Stadte und Ver-
kehrsflachen noch nicht einmal abgezogen wurden."

Eine solche Windrad-Dichte dürfte kaum durch-
setzbar sein. Selbst wenn sich die Politik über die
Widerstände der mehr als 700 Bürgerinitiativen
gegen Windparks hinwegsetzen würde, stieße sie
dennoch auf den stärker werdenden Widerstand
von Naturschützern. Denn schon heute wird
jede fünfte Windkraftanlage in Wäldern errich-
tet. In einigen Ländern wie etwa Hessen liegen
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80 Prozent der ausgewiesenen Wind-Vorrangge-
biete in Wäldern. Angesichts der Tatsache, dass
sich die CO2- Bilanz Deutschlands seit fast zehn
Jahren nicht verbessert hat, erscheinen weitere
Landschafts- und Natureingriffe dieser Größen-
ordnung kaum vermittelbar.

Alle zwei Kilometer ein Windrad
om Beispielvon Berlin

• Windradposition
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I
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6. Die Mär von der
Unabhängigkeit

Auch eine weitere Energiewende- Hoffnung
wurde inzwischen begraben. Jahrelang wurde
von Politik und Öko strom-Lobbyisten das Nar-
rativ der Energie-Autarkie gepflegt: Mit
Ökostrom, so der weit verbreitete Glaube,
könne man sich von Pu tin und den Scheichs un-
abhängig machen. Nach den Studien, die dem
"Klimaschutzplan 2050" zugrunde liegen, ist das
aber nicht unbedingt der Fall. Nach den Er-
kenntnissen des Fraunhofer- und des Öko-Insti-
tuts müssten auch künftig mindestens 15 Pro-
zent des deutschen Öko-Energiebedarfs impor-
tiert werden - wobei sich selbst dieser Prozent-
satz nur unter optimistischsten Annahmen
ergibt.

Das Umweltbundesamt sieht die Chancen auf
Autarkie sogar noch pessimistischer. Einer
UBA-Studie zufolge gelingt die Dekarbonisie-
rung nur durch den Einsatz synthetischer Kraft-
stoffe in großem Stil. Ökostrom muss demnach
in Power-to-Gas und Power-to-Liquid-Anlagen
genutzt werden, um klimaneutralen Wasserstoff
zu gewinnen. Weil in der Elektrolyse und bei der
späteren Verwendung des Wasserstoffs hohe

Umwandlungsverluste auftreten, ist der Energie-
bedarfs so immens, dass Deutschland laut Um-
weltbundesamt nicht darum herumkommt, ei-
nen Großteil dieser synthetischen Kraftstoffe zu
importieren. ach diesem Szenario dürften also
Staaten wie Spanien, Marokko, Ägypten, Island
oder womöglich auch die Arabischen Emirate
mit ihrem vielfach größeren Solar- und Windpo-

Windanlagen im Vergleich
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tenzial den svnthetischen Öko-Kraftstoff für
Deutschlands Klimabilanz herstellen. Autarkie
oder eine Verringerung der Importabhängigkeit
ist in diesem Energiewende-Szenario des UBA
nicht vorgesehen: "Eine dem heutigen Stand ver-
gleichbare Importquote scheint realistisch. 11

7. Die Akzeptanz
bröckelt

Die Energiewende, bislang ein kaum infrage
gestelltes "Gesellschaftsprojekt", wirkt inzwi-
schen stark polarisierend: Vor allem außerhalb
der Metropolen wächst eine zum Teil gut orga-
nisierte Gegnerschaft heran. Bürgergruppen ar-
gumentieren ebenso wie Wirtschaftsvertreter,
dass sich all die Lasten und Risiken nicht lohnen,
da Deutschland nur für zwei Prozent der welt-
weiten CO2- Emissionen verantwortlich ist und
inzwischen praktisch das gesamte Wachstum der
Treibhausgasemissionen nur noch von China
und Indien verantwortet wird.
Der Widerstand der betroffenen Bürger wird

auch oft mit grundsätzlichen Zweifeln an den
menschengemachten Ursachen des Klimawan-
dels begründet. In Bürgerversammlungen und



Protestschreiben verweisen viele Windkraftgeg-
ner auf den hohen Beitrag natürlicher CO2-

Quellen. Tatsächlich hat das Kohlendioxid, das
für die I<limaerwärmung verantwortlich ge-
macht wird, nur einen Volumenanteil von 0,04
Prozent in der Atmosphäre. Und von diesen
0,04 Prozent CO2 stammen 95 Prozent aus na-
türlichen Quellen, etwa Vulkanen oder Ver-

I' wesungsprozessen in der Natur. Der menschen-
gemachte CO2-Anteil in der Luft beträgt damit
nur 0,0016 Prozent.
Das Potsdam Institut für I<limafolgenfor-

schung (PiK) errechnet zwar einen höheren
menschlich verursachten Kohlendioxid-Anteil
von 0,0125 Prozent, in dem es sich auf den An-
stieg der CO2- Emissionen seit Beginn der In-
dustrialisierung bezieht. Der Grund für die
starke Treibhausgas-Wirkung dieses immer noch
geringen CO2-Anteils liege darin begründet,
"dass das CO2-Molekül genau bei den Wellenkingen
stark absorbiert, die vom Erdboden übe17JJiegendabge-
strahlt werden", wie das PiK auf Nachfrage erläu-
tert.
Viele betroffene Bürger halten die Vorstellung

dennoch für zweifelhaft, dass sich das Klima
durch die weitere Verminderung eines derart ge-
ringen Anteils an CO2 in der Atmosphäre steu-
ern ließe - und sind entsprechend nicht bereit,
dafür starke persönliche Belastungen durch
hohe Strompreise und Windkraftanlagen im un-
mittelbaren Umfeld hinzunehmen.

8. Fazit
Die von Lobbygruppen und Politikern ge-

schürte Erwartung einer baldigen ökologischen
Vollversorgung lässt sich statistisch bislang nicht
begründen. Die mit höchstem Mitteleinsatz er-
zielten Fortschritte in der Energiewende erwei-
sen sich als gering, gemessen an dem, was zur
Dekarbonisierung wirklich nötig wäre. Die
große öffentliche Empörung über den von US-
Präsident Donald Trump angekündigten Aus-
tritt aus dem Weltklimaabkommen von Paris
kontrastiert merkwürdig mit der bescheidenen
I<limaschutzbilanz eines Landes, das seine eige-
nen CO2-Emissionen seit fast zehn Jahren nicht
verringern kann. Deutschland befindet sich im
Märchen "Des I<lima-Kaisers neue Kleider"

kurz vor der Stelle, an der das Kind sagt: Der ist
ja nackt.
Höchste Strompreise, keine CO2- Einsparung,

wachsende Konflikte mit dem Naturschutz, Ge-
fahren für die Versorgungssicherheit und unver-
änderte Importabhängigkeit: Die Zwischenbi-
lanz der Energiewende ernüchtert. Doch die
Energiewende erzielt in Umfragen weiterhin
recht hohe Zustimmungswerte. Die städtische
Bevölkerung nimmt die Folgen in ihrem eigenen
Umfeld kaum wahr. Zudem sind die Gesamtaus-
gaben der Haushalte für Energie, einschließlich
Benzin und Heizöl, noch relativ konstant. Dies
ist allerdings eine Folge des Ölpreisverfalls, der
hauptsächlich auf die Schiefergas- und Fracking-
Offensive der USA zurückzuführen ist - und
nicht ein Kostenerfolg der Energiewende.
"Die Enet;giewende hat den Eliten ein gutes Gewissen
und eine gute Rendite zugleich geboten", sagt Michael
Vassiliadis, Chef der Gewerkschaft IG BCE:
"Das ist eine Kombination, die echt Power hat." Ent-
standen sei daraus "eine ganze Szenerie, die sich nur
darum bemüht, die immensen Probleme der Enet;giewende
unkritisch Zu stellen".
Mit viel Geld habe man es bis heute auf einen
Öko strom-Anteil von 30 Prozent gebracht, "aber
für viele Büt;ger sind JJ)irgefühlt schon bei 70 Prozent".
Die zu bewältigenden Größenordnungen seien
gigantisch. Denn die Grundannahme der Ener-
giewende, dass die fossilen Energien immer
teurer würden, hat sich nicht erfüllt. "Wir sollten
uns fragen, ob die Ausbau:<:jelefür erneuerbare Energien
mit der heutigen Technik überhaupt darstellbar sind',
sagt der Gewerkschafter. Er selbst bezweifelt
das: "Wir müssen uns mehr Gedanken über die Alter-
nativen Zu den Alternativen machen."

" Wir müssen mehr forschen", findet auch Andreas
Kuhlmann, Chef der Deutschen Energie-Agen-
tur. Obwohl die Bundesregierung die Förderung
für Energieforschungaufgestockt hat, liege der
Gesamtbetrag noch unter einer Milliarde Euro.
Angesichts der Herausforderungen "eine eher be-
scheidene Summe". In der Politik greife das Gefühl
um sich, dass sich der bisherige "Top-down-An-
satz" in der Energie- und Klimapolitik, also das
Formulieren und Vorgeben von Planzielen,
langsam überlebt habe. "Viele meinen heute schon,
genau Zu uissen, was wir im Jahre 2030 oder 2050 für
die Enet;giewende alles brauchen", stellt Kuhlmann
fest: "Wie wir genau dahin kommen uollen, ist aller-
dings weit weniger klar."



Im November, zur Weltklimakonferenz in
Bonn, lädt der Dena-Chef wieder die jungen
Energie-Ingenieure zum "Start-up Energy Tran-
sition Award" ein. Vielleicht offenbart sich dort
dann das Technikwunder. Denn ohne ein Wun-
der wird die Energiewende wohl scheitern.

I'

3
Windräder und Fotovoltaik (PV) haben
2.016 zusammen lediglich 3,1 Prozent
des deutschen Primärenergiever-
brauchs gedeckt. Der Beitrag ist sogar
zurückgegangen: Im Jahr zuvor waren
es 3>4Prozent. Die Bundesregierung
will bei der geplanten Dekarbonisie-
rung Deutschlands dennoch vor allem
auf Wind- und Solarenergie setzen.

Ernteertrag 2014
Solar- und Windanlagen rechnerisch
aktiv ausgelastet, in Volilaststunden

Solaranlagen

Spanien 2856 33
USA 1654 19

Portugal 1511 17
Griechenland 1461 17

Australien 1213 14
Deutschland 943 11

Windanlagen

Neuseeland 3242 37
USA 2863 33

Australien 2700 31
Dänemark 2676 31

Mexiko 2501 29
Deutschland 1463 17
in Prozent aller Jahresstunden t

PROZENT WIND UND PV

20.517
GROSSE PUMPSPEICHER

wären nötig, um das schwankende
Wind- und Solarstrom-Aufkommen
abzupuffern, wenn beide Technologien
einen so-prozentigen Anteil am Strom-
mix erreichen. Bislang hat Deutschland
3S Pumpspeicherkraftwerke.

27.270
WINDKRAFTANLAGEN

wurden bis Ende 2016 in Deutschland
errichtet. Die installierte Gesamtleis-
tung liegt bei 4S Gigawatt. Laut Ener-
giewende-Planung soll die Leistung
noch auf mindestens 190 Gigawatt .
mehr als vervierfacht werden.

Wenn keine Lerche mehr singt

Tausende Vögel werden Opfer von Windrädern.
Ökostrom-Investoren zerstören sogar Nester
geschützter Arten, die ihren Geschäften im

Wege stehen. Dagegen hilft ein Mittel, das schon
gegen die Mafia erfolgreich war.

Von Fritz Vahrenholt

Die Entwicklung der Artenvielfalt in Deutsch-
land hat in den letzten Jahrzehnten gezeigt, dass
Tiere, die durch Jagd und industrielle Ver-
schmutzung bedroht waren, zurückkehren. J agd-
verbote und der Umweltschutz zeigen Erfolge.

Zu diesen
Rückkehrern
gehören viele
prominente Vo-
gelarten: Seeadler,
Fischadler, Wander-
falke, Lhu, Schwarzstorch,
Kranich.

Jetzt droht diese pOSItive
Tendenz bei den Greifvögeln wieder
zu kippen. Schuld daran i t das Ausufern
der Energiewende in die größte Landschafts-
veränderung seit dem Zweiten \X'eltkrieg. Greif-
vögel geraten in die Zange von 28.000 Wind-
kraftanlagen, davon mittlerweile 1200 in Wäl-
dern. Mais-Monokulturen wachsen auf 2,5 Milli-
onen Hektar, einer Fläche so groß wie Sizilien.
Auf diesen Maisflächen haben weder Feldhase



noch Feldhamster, weder Schmetterlinge noch
Wildbienen eine Chance. Keine Lerche singt
mehr und kein Kiebitz ruft. Greifvögel finden
dort keine Nahrung. Mittlerweile hat die Politik
auch gemerkt, dass es eine Schnapsidee war,
Mais zu Biogas und Weizen zu Ethanol zu ver-
wandeln.

Trotz des Tötungsverbots für den Roten
I' Milan, den Mäusebussard und andere Greifvögel
fallen jährlich rund 12.000 Greifvögel den Wind-
kraftanlagen zum Opfer. Roter Milan und selbst
der Mäusebussard sind bereits in ihrem Bestand
gefährdet. Und wir sollten nicht vergessen, der
Rote Milan ist der eigentliche Wappenvogel
Deutschlands, denn hierzulande lebt fast die
Hälfte seines weltweiten Bestandes.

Es geht nicht um Windkraftanlagen an natur-
verträglichen Standorten wie auf hoher See, auf
Kohlefeldern und ausgeräumtem Ackerland.
Aber bitte doch nicht in den letzten natürlichen
Waldhabitaten vom Hunsrück, dem Vogelsberg
oder Pfälzer Wald, in denen dann auch noch zu
allem Überfluss Hunderttausende von Fleder-
mäusen zugrunde gehen.

Ihr enormer Flächenbedarf ist der große öko-
logische Nachteil der alternativen Energien. Um
beispielsweise das Hamburger Kohlekraftwerk
Moorburg durch Windkraft zu ersetzen, müsste
die gesamte Fläche des Stadtstaates mit Rotor-
masten zugebaut werden. Der Wegfall von Still-
legungsflächen, der vermehrte Maisanbau und
der Ausbau der Windkraft multiplizierten sich zu
einem großen Problem. Die Deutsche Ornitho-
logen-Gesellschaft stellte 2013 bereits fest, dass
"in der Folge des unüberlegten und übereilten Ausbaus
erneuerbarer Energien aus landwirtschaftlicher Biomasse
und Windkraft die Bestände von fast 50 Prozent aller
Vogelarten deutlich abgenommen haben".

Paradoxerweise waren die Grünen die trei-
bende Kraft hinter dieser Entwicklung. Eine
Partei, die in den 80er-J ahren angetreten war, um
die Natur zu retten, wandelte sich zur Sachwal-
terin großflächiger Naturzerstörung. Als Land-
wirtschaftsministerin gab Renate Kunast einst
den verheerenden Schlachtruf aus: "Bauern werden
die Ölscheichs von morgen!'

Jürgen Trittin verkündete als Umweltminister
die fahrlässige Prognose, dass die Windkraftsub-
ventionierung nur eine Kugel Eis im Monat pro
Haushalt kosten werde. Fatale Irrtümer.

Die Naturzerstörung durch die flächenfres-
sende Wind- und Biogas-Industrie ist "genau das
Gegenteil von dem} tuas die Umweltbewegung einst

forderte", sagt der
Ökologe
Patrick Moore,
der 1971 mit
seinen Freunden
Greenpeace
gründete.

Zwei Prozent ihrer Landesflächen wollen die
meisten Bundesländer für die Windkraft reser-
vieren. Das klingt wenig, doch es gibt nur die
von den Rotoren überstrichene Fläche wieder,
der wahre Einwirkungsbereich auf die Vogelwelt
liegt um ein Vielfaches höher. Sechs Kilometer
soll der Abstand zu einem Schreiadlernest nach
Ansicht der staatlichen Vogelschutzwarten be-
tragen. Damit dürfte im gesamten Vorpommern
kein einziges Windkraftwerk mehr aufgestellt
werden, obwohl doch nur zwei Prozent der Lan-
desfläche überstrichen werden. Das Umwelt-
bundesamt musste zugeben, dass es bei seinen
Ermittlungen für den weiteren Ausbau der
Windenergie "Naturschutzanjorderungen für beson-
ders gefährdete Arten (. . .) beispielsweise Rast-und Brut-
stdtten bedrohter Vogelarten" nicht einbezogen hat.

Klaus Richarz, der 22 Jahre lang die Staatliche
Vogelschutzwarte für Hessen, Rheinland -Pfalz
und Saarland leitete, ist erschüttert, dass einige
grüne Verbände den Naturschutz beiseiteschie-
ben und gemeinsame Sache mit der Erneuer-
bare- Energie-Lobby machen. Seine Studie
"Windenergie im Lebensraum Wald", die er im
Auftrag der Deutschen Wildtier Stiftung ver-
fasste, belegt eindrucksvoll die Dringlichkeit des
Problems. Allein 12.000 Greifvögel fielen den
Windkraftanlagen alljährlich zum Opfer, so
Richarz.

Mit einer Geschwindigkeit von 300 Kilome-
tern pro Stunde rotieren die Spitzen der Rotor-
blätter mit einem Radius, der so groß ist wie ein
Fußballfeld. Gegen diese riesigen Propeller-
wände haben Rotmilane und andere Gefiederte
keine Chance. Nach Schätzungen von Hermann
Hötker vom Michael-Otto-Institut im Natur-
schutzbund Deutschland liegt die Zahl der Vo-
gelopfer insgesamt bei einem bis fünf Tieren pro
Anlage und Jahr, folglich zwischen 28.000 und
140.000. Genaues ist schwer zu ermitteln, da
Ratten, Marder, Füchse, Wildschweine und an-
dere Aasfresser die Kadaver nachts beseitigen.

Wenn nur alle acht Jahre ein Rotmilan von ei-
nem Windpropeller erwischt wird, sind dies bei
der jetzigen Zahl von 28.000 Anlagen 3500 Vö-
gel weniger. Bei einer Gesamtpopulation von



nur 15.000 Brutpaaren in Deutschland ein rele-
vanter Verlust. Wenn nach dem Klimaschutz-
plan der Bundesregierung die Anzahl der Wind-
masten verdoppelt wird, könnte es bald vorbei
sein mit dem heimlichen Wappenvogel. Denn
das würde bedeuten, dass durchschnittlich alle
2,7 Kilometer eine 200 Meter hohe Windener-
gieanlage aufgestellt wird, quer durch das Land

!' ohne Rücksicht auf Landschaft, Seen, Berge,
Wälder, Städte.

Große Vögel wie Störche, Greifvögel und En-
ten werden besonders häufig von den Rotoren
erwischt. "Greifvögel", sagt der Wissenschaftler
Oliver Krüger von der Universität Bielefeld,
"sind relativ selten) brauchen große Flächen) aber sie kol-
lidieren überproportional hciufig. Das ist eindeutig."
Seine PROGRESS-Studie ergab, dass sogar der
häufige Mäusebussard bei weiterem Ausbau der
Windenergie bedroht wäre. "Auswirkungen auf die
Bestände sind sehr wahrscheinlich." Es trifft nicht alle
gleichmäßig, doch die Empfindlichsten ganz be-
sonders heftig. Und leider sind unter diesen Ver-
lierern die Juwelen des Naturschutzes. Einer die-
ser Windkraftflüchtlinge ist der scheue Schwarz-
storch, der versteckt in Wäldern nistet. Als in der
hessischen Vogelsbergregion 170 Windkraftan-
lagen errichtet wurden, verschwanden neun von
14 Schwarzstorchpaaren.

Noch schlimmer trifft es die Fledermäuse.
Durch ihre Ultraschallortung kollidieren die flie-
genden Säugetiere fast nie mit solchen Barrieren.
Auch werden sie selten von den Rotoren getrof-
fen, dennoch fallen sie tot vom Himmel.
Ursache ist ein Barotrauma: Ihre Lungen
platzen durch den Druckabfall hinter
den Rotoren. Dies widerfährt circa
240.000 Fledermäusen pro Jahr.
Die Dunkelziffer ist vermutlich
wesentlich höher, weil die Tiere
meist noch ein wenig weiter-
flattern und dann irgendwo im
Wald verenden, wo ihre kleinen Kadaver bald
aufgefressen werden. Seltsam: Bei Bauvorhaben
wie Autobahnen, Flughäfen, Gewerbeparks,
Wohnhäusern oder Brücken löste das Vorhan-
densein einer Fledermauskolonie jahrelangen
Streit aus oder verhindert sogar das ganze Pro-
jekt. Der Massentod dieser Tiere durch die
Windindustrie rief bisher noch keine vergleich-
bare Empörung hervor.

Langsam, aber sicher spricht sich das herum.
Und je fragwürdiger die Energiewende wird,
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desto mehr atur liebende Menschen engagie-
ren sich gegen Landschaftszerstörung und
Vogeltod. Rund 800 Bürgerinitiativen gegen
Windkraft wurden in jüngster Vergangenheit ge-
gründet. Sie spüren den Verlust ihrer Heimat,
der dazu dient, der städtischen Elite den Traum
von der nachhaltigen Energieversorgung zu er-
füllen. Sie spüren die Rücksichtslosigkeit der
Windparkplaner, Grundeigentümer und Geneh-
migungsbehörden und ihre eigene Machtlosig-
keit.

Da auch alle im Bundestag vertretenen Par-
teien dies ignorieren, gelingt es den Rechtspopu-
listen sich mit diesem Thema in der Bevölkerung
beliebt zu machen. _-\ufseiten der Demokraten
engagiert sich allein die FDP als außerparlamen-
tarische Opposition gegen Landschaftsfraß und
Subventionsirr inn.

Je mehr der \\-iderstand wächst, desto rüder
die Methoden der \\-indkraftinvestoren. Immer
häufiger werden gezielt Bäume gefällt, auf denen
gesetzlich geschützte Vögel wie Rotrnilan oder
Schreiadler nisten. Denn in der Nähe solcher
Brutplätze dürfen keine neuen Anlagen errichtet
werden. \\·er Regionalzeitungen durchblättert,
findet zahlreiche Fälle solcher Zerstörungen
über die ganze Republik verteilt. Laut NDR wur-
den allein 2016 im Landkreis Vorpommern-
Greifswald 16 zerstörte Greifvogelhorste regis-
triert. Der Deutschen Wildtier Stiftung wurden
innerhalb nur eines Jahres 80 solcher Fälle ge-
meldet. Immer wieder steht neben Seeadler und
Schreiadler der Rotmilan im Fadenkreuz der
mutwilligen Zerstörer. Es geht dabei um sehr
viel Geld. Die Pachtzahlung für eine Windkraft-
anlage, die ja über die Stromrechnung aller Bür-
ger bezahlt wird, beträgt mittlerweile bis zu
80.000 Euro - jährlich, 20 Jahre lang. Hat man
also eine Fläche für ein Windfeld von zehn An-
lagen anzubieten, lockt ein Ertrag von 16 Millio-
nen Euro für den Grundeigentümer. Das weckt
auch kriminelle Energie.

Daher fordert die Deutsche Wildtier Stiftung
von der Politik, dass in Plangebieten, in denen
ein Horst zerstört worden ist, zehn Jahre lang
keine Windkraftanlage mehr gebaut werden darf.
Eine solche Regelung hat in Sizilien gut gewirkt.
Dort hat die Mafia aufgehört, Wälder anzuzün-
den, nachdem eine zehnjährige Landnutzungs-
sperre nach Waldbränden gesetzlich eingeführt
wurde.
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